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Rede von Bürgermeister Manuel Friedrich anlässlich der Einbringung  
des Haushaltsplans 2026 am 19. März 2026 

(es gilt das gesprochene Wort) 
 
 
Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher Giordano, 

meine sehr geehrten Damen und Herren,  

sehr geehrte Stadtverordnete und Mitglieder des Magistrats, 

liebe Gäste, 

 

„Ein Dorf schwimmt im Geld“ – Die 8000-Einwohner-Ortschaft Obertshausen bei Offenbach ist 

die reichste Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland: So titelten die Zeitungen in den 60er 

Jahren über die Gemeinde Obertshausen. Auch die Gemeinde Hausen war reich und es ging 

ihr wirtschaftlich sehr gut. Denn in beiden Gemeinden sprudelte die Gewerbesteuer unter 

anderem aufgrund der wirtschaftlichen Stärke des Textilmaschinen-Fabrikants Karl Mayer und 

der Lederwaren-Industrie. Und was machte man in diesen Zeiten der 60er Jahr? Man 

investierte kräftig in eine neue Infrastruktur: In ein neues Bürgerhaus und in zwei neue 

Rathäuser, in ein gemeinsames Hallen- und Freibad (damals für 10,3 Millionen Mark), in 

Kindergärten und Schulen oder auch in städtische Wohnungen (in Obertshausen leistete man 

sich für 10 Millionen Mark 200 neue Wohnungen), dazu noch neue Straßen und Kanäle. Ende 

der 70er Jahre bekam Obertshausen die Stadtrechte und man nutzte die beidseitig 

geschaffene Infrastruktur der Gemeinden. 

 

Doch baute man genügend Rücklagen für diese Infrastrukturen auf? Fehlanzeige. Und wie sieht 

diese Infrastruktur 50 bis 70 Jahre später aus? Teilweise stark marode. Und wie liefen hierzu 

die mittel- bis langfristigen Pläne für Instandsetzungen, Sanierungs- und 

Investitionsmaßnahmen? Die Pläne gab oder gibt es damals kaum. Man sparte und 

Steuererhöhungen waren damals ein Tabu. Doch zur Ehrlichkeit gehört dazu, dass man sich 

jetzt die Frage stellen muss, welche Infrastruktur können, welche Infrastruktur wollen und 

welche Infrastruktur müssen wir uns noch weiter leisten? 

 

- Das Hallen- und Freibad wurde 2010 abgerissen. 

- Die Abschaffung der Doppelstruktur der beiden Rathäuser wurde in dieser 

Legislaturperiode entschieden und ein Votum für ein neues, klimaneutrales und 

modernes Rathaus gesetzt, der Spatenstich steht in den nächsten Monaten bevor. 

- Kitas, viele politische Beschlüsse in dieser Periode liegen vor: Einige bestehende Kitas 

werden nach und nach saniert, und neue Kitas werden gebaut. Für die neue Periode 
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wird sich die Frage stellen, von welchen Bestandskitas werden wir uns gegebenenfalls 

trennen müssen? 

- Bürgerhaus, der Sanierungs- und Investitionsstau ist bekannt: Hier in unserer „Gut 

Stubb“, wo derzeit Kultur, Vereine, Politik und Gesellschaft sich treffen, muss sehr zügig 

durch die neue Stadtverordnetenversammlung eine Entscheidung getroffen werden, ob 

und wie viele Millionen wir in unser Bürgerhaus stecken? 

- Kanäle und Straßen: Hier wurden in dieser Periode und auch für die Zukunft klare 

Prioritäten gesetzt, um den Sanierungsstau unserer Straßen weiterabzuarbeiten. 

- Schulen: Mit dem Ausbau der Waldschule und der Schulkindbetreuung hat die 

Stadtverordnetenversammlung und der Kreistag ein klares Votum für den 

Schulstandort in unserer Stadt gesetzt. 

- Einer der größten Baustellen sind die städtischen Mietwohngebäude aus den 50er, 60er 

und 70er Jahren mit über 400 Wohnungen. Die Realisierung einer 

Wohnungsgesellschaft hat man vor 10 bis 20 Jahren verpasst, auch mögliche 

Kooperationen mit anderen Kommunen zu schließen. Jetzt scheint an vielen Ecken die 

Tür zu zu sein. Und wir als politisch Verantwortliche stehen vor wichtigen 

Entscheidungen in der nächsten Amtsperiode hierüber. Die letzte abgeschlossene 

grundhafte energetische Sanierung liegt 16 Jahren zurück mit der Böhmerwaldstraße, 

derzeit sind wir an einzelnen Maßnahmen in den Gebäuden an der Bachstraße dran. 

Dazwischen Stillstand, auch bei den Instandhaltungen wird seit Jahrzehnten 

eingespart. Ein „Weiter so“ kann es hier nicht geben. Heusenstamm hat im 

Haushaltsplan 2026 eine Antwort gefunden, die heißt alle ihre restlichen städtischen 

Wohnungen zu verkaufen. Welche (schnelle) Antwort werden wir finden? 

 

Mit dieser Auflistung könnte ich nun stundenlang weiter machen. Was ich Ihnen damit 

aufzeigen will, dass dieser Komplex an Themen rund um den damals verschlafenen 

Investitions- und Sanierungsstau zu beheben, schon allein ausreichen würde, um 

Kommunalpolitik, Bürgerschaft und Verwaltung eine oder zwei Legislaturperioden lang an 

weiteren Prüfungen, Finanzierungsmöglichkeiten und Entscheidungsfindungen beschäftigen 

würde, um Obertshausen für die Zukunft auszurichten. 

 

Doch was passierte in dieser Amtsperiode 2020 bzw. 2021 alles? 

Seit meinem Amtsantritt als Bürgermeister 2020 und der beginnenden Wahlperiode der 

Stadtverordnetenversammlung 2021 waren in den vergangenen Jahren multiple Krisen 

ständig auf der Tagesordnung, die uns als Stadt getroffen haben und die Rahmenbedingungen 

massiv verschlechtert haben: die Corona-Pandemie, der Krieg in der Ukraine, die 
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Flüchtlingswelle, der Fachkräftemangel, die Energiekrise, die Inflation und Preissteigerungen. 

Dazu kommen neue Gesetze und aktuelle Herausforderungen rund um den Klimawandel, die 

Digitalisierung. 

 

Hierzu haben wir um die beste Lösung gerungen, gemeinsam immer Lösungen gefunden, 

zusammengehalten und die Haushalte meist einstimmig beschlossen. Hierfür möchte ich 

Ihnen allen, liebe Mitglieder des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung, meinen 

aufrichtigen Dank aussprechen, dass Sie Verantwortung übernommen haben und auch 

unbequeme Entscheidungen getroffen haben. 

 

Dass dies nicht nur leere Worte sind, belegen auch einige Zahlen und Fakten. Denn in den 

nächsten Wochen endet eine Periode mit den fleißigsten und entscheidungsfreudigsten 

Gremienmitglieder der Geschichte Obertshausens. Beispielsweise tagte der Magistrat in 

seiner Amtszeit 46- bis 50-mal im Jahr (zum Vergleich 26- bis 34-mal in der Periode davor) und 

bearbeitete pro Jahr rund 400 Sitzungsvorlagen und Berichte (zum Vergleich rund 200 

Vorlagen in der Periode davor). Viele dieser Vorlagen und Ergebnisse haben Sie als Fraktionen, 

Ausschuss und Stadtverordnete beraten und oft einstimmig beschlossen. Für die neue Periode 

kann ich Ihnen eines versprechen, es wird nicht weniger arbeitsreich und ich hoffe zusammen 

mit unserem Ersten Stadtrat Michael Möser, auf weiterhin verantwortungsbewusste und 

entscheidungsfreudige Gremien. 

 

Warum ich heute vor Ihnen als Bürgermeister und Kämmerer stehe, um den 

Haushaltsplanentwurf 2026 einzubringen, ist Ihnen als politisch Verantwortliche bekannt. 

 

Die Kommunalaufsicht hatte im Juni 2025 den Doppelhaushalt 2025 / 2026 nicht komplett 

genehmigt. Der Haushalt für 2025 wurde genehmigt, der für 2026 wurde aufgrund der 

wirtschaftlichen Situation und dem fehlenden Finanzausgleich noch nicht genehmigt. Man 

müsse das Jahresergebnis 2025 abwarten. Wenn dieses positiv verläuft, kann eine 

Genehmigung in Aussicht gestellt werden. Im Januar 2026 mit dem 3. 

Haushaltsvollzugsbericht war klar, wir müssen uns nochmals auf den Weg machen, den 

Haushaltsplan 2026 überarbeiten, denn die Kommunalaufsicht behielt Recht. Die schlechte 

Wirtschaftslage belastet die kommunalen Finanzen und trifft die Stadt Obertshausen mit 

einem hohen Gewerbesteuerausfall. Gegenüber dem Planansatz kam es dabei zu etwa 5,4 

Millionen Euro weniger an Einnahmen. Mit Nachzahlungen wird für das laufende Haushaltsjahr 

2026 gerechnet, bringen aber für die Jahresprognose 2025 ein schlechtes Ergebnis. Das 
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ordentliche Ergebnis zum 31.12.2025 weist zum Stand 04.03.2026 ein Defizit von 5,46 Mio. 

Euro aus (Plan: -1,6 Mio. Euro). 

 

Doch wie sehen die Zahlen im Haushaltsplanentwurf für 2026 aus und welches Zahlenwerk 

hat der Magistrat auf den Weg zur Beratung gebracht? 

 

Erlauben Sie mir zu Beginn, Ihnen ein paar Zahlen zu nennen: 

Rodgau: - 14,1 Mio. € 

Langen: - 14,9 Mio. € 

Oberursel: - 18,8 Mio. € 

Heidelberg: - 61,0 Mio. € 

Wiesbaden: - 74,6 Mio. € 

 

Ich könnte Ihnen noch Stunden lang weitere Kommunen und deren defizitäre Haushaltslagen 

darstellen. Beim Anblick dieser Zahlen wird deutlich, dass die finanzielle Lage der Kommunen 

in Deutschland flächendeckend als gefährdet oder sehr gefährdet zu beschreiben ist. 

 

Dies verdeutlicht auch eine weitere Zahl: Für das Jahr 2025 erwartet der Deutsche Städtetag 

ein Defizit aller Kommunen in Deutschland von über 30 Mrd. €, welches auch im Jahr 2026 

weiter ansteigen wird. Der Deutsche Städtetag geht davon aus, dass die Kommunen 

bundesweit auch in den kommenden Jahren mit strukturellen Defiziten konfrontiert sein 

werden. Steigende Sozialausgaben, wegbrechende Gewerbesteuereinnahmen, wachsende 

Anforderungen an Infrastruktur, Kinderbetreuung und Klimaanpassung sowie eine weiterhin 

unzureichende finanzielle Ausstattung durch Bund und Länder setzen die kommunalen 

Haushalte zunehmend unter Druck. 

 

Vor diesem Hintergrund bringe ich heute den Haushaltsplan der Stadt Obertshausen für das 

Jahr 2026 in diese Stadtverordnetenversammlung ein. 

 

Die Zahlen dieses Haushalts zeichnen ein klares Bild unserer finanziellen Situation. 

 

Der Ergebnishaushalt schließt mit Erträgen von rund 84,5 Millionen Euro und Aufwendungen 

von rund 90,5 Millionen Euro. 

Damit ergibt sich im ordentlichen Ergebnis ein Fehlbetrag von rund 6 Millionen Euro. Durch 

außerordentliche Erträge – insbesondere aus Vermögensveräußerungen – kann dieser 

Fehlbetrag teilweise kompensiert werden, sodass der Gesamthaushalt mit einem Defizit von 
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rund 2 Millionen Euro abschließt. Auch der Finanzhaushalt zeigt die strukturellen 

Herausforderungen deutlich. 

 

Die laufende Verwaltungstätigkeit weist ein negatives Ergebnis von rund 1,6 Millionen Euro 

aus. Der Finanzhaushalt weist insgesamt ein Defizit von 4,1 Millionen Euro aus. 

 

Das Defizit des Ergebnishaushalts 2026 kann durch Rücklagen gedeckt werden. 

Das Defizit des Finanzhaushalts 2026 kann nicht gedeckt werden. 

 

Diese Zahlen zeigen deutlich, dass vormals vorhandene Spielräume verschwunden sind. Sie 

machen unmissverständlich deutlich, dass wir vor einer Phase stehen, in der Entscheidungen 

nicht mehr vertagt werden können. Die Haushaltslage zwingt uns dazu, neue Wege zu gehen. 

Ein einfaches „Weiter so“ mit kosmetischen Veränderungen an der ein oder anderen Stelle wird 

es nicht mehr geben… nicht mehr geben können. Steigende Ausgaben, unsichere Einnahmen 

und Belastungen, auf die wir als Kommune nur sehr begrenzten Einfluss haben, fordern uns 

heraus. Die fehlende Konnexität aus Bund und Land macht den Kommunen und damit uns sehr 

zu schaffen. Diese Situation ist nicht über Nacht entstanden. Sie hat sich seit Jahren 

abgezeichnet, nur hat man nicht auf die „Mahner“, die kommunale Ebene gehört. 

  

Die Kommunen stehen mit dem Rücken zur Wand. Die Frage ist, was wir noch an Hilferufen 

aussenden müssen. Wie lange soll und kann diese (Steuer-) Schraube noch überdreht werden? 

Wie viele Pressestatements in Tageszeitungen soll es noch geben? 

 

Wie viele Schreiben von Bürgermeistern, Landräten, Städte- und Gemeindebünden oder 

Städtetagen sowie Interessenvertretungen soll es noch an die Landes- und Bundesregierung 

bzw. an zuständige Ministerien geben? Wie oft will man noch nach Wiesbaden oder Berlin - 

alleine oder mit großer Mannschaft - fahren, um auf die Fehlentwicklungen und mangelnden 

finanziellen Ausstattungen unserer Kommunen hinzuweisen? 

 

Ich persönlich gebe es gemeinsam mit meinen hauptamtlichen Kollegen weiterhin nicht auf. 

Gerade nach der letzten Berlin-Reise im Februar. Wir hoffen, dass sich im Jahr 2026 massiv 

etwas ändern wird. 

 

Was ist das Kernproblem? 

Das Konnexitätsprinzip wird von Bund und Land seit Jahren nicht richtig eingehalten. Dass wir 

neue Aufgaben erfüllen müssen und dafür kein Ausgleich erfolgt, ist nicht mehr hinnehmbar. 
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„So schlecht ging es den deutschen Städten und Gemeinden seit 1945 nie zuvor“, sagt 

Burkhard Jung, Präsident des Deutschen Städtetages. 

 

Was waren die Herausforderungen für die Aufstellung des Haushalts? 

 

Wirtschaftswachstum – Stagnation: 

• Deutlicher Rückgang des Gewerbesteueraufkommens 

• Geringerer Anstieg bei den Einkommensteueranteilen, als noch im Jahr 2025 

prognostiziert 

Grundsteuer A + B: 

• Rückgang des Aufkommens aufgrund der Grundsteuerreform 

• Maßnahmen: 

• Anhebung des Hebesatzes der Grundsteuer B zur Erreichung des geplanten 

Aufkommens von 8,757 Mio. € 

• Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer A 

 

Kommunaler Finanzausgleich – Zuweisungen vom Land/Bund: 

• Keine Einhaltung des Konnexitätsprinzips – wer bestellt bezahlt 

• Zuweisungen reichen nicht zur Aufgabenerfüllung aus 

 

Kinderbetreuung (Erfüllung des Rechtsanspruchs): 

• Anstieg der Zuschüsse an freie Träger 

• 2026: +1,3 Mio. € / 2027: +0,9 Mio. € 

• Anstieg der Personalkosten in eigenen Einrichtungen 

 

Aufgabenerfüllung mit reduzierten Ressourcen. 

 

Lassen Sie mich nun im Einzelnen darauf eingehen. 

Die Umlagen für die Städte und Gemeinden steigen und steigen. Bestes Beispiel hierfür ist die 

Kreis- und Schulumlage. Auch wenn 2026 keine Erhöhung vorgesehen ist, scheint die nächste 

Erhöhung bereits für das Jahr 2027 kaum zu verhindern. Doch auch ohne mögliche Erhöhung 

für die nächsten Jahre ist die Umlage für Städte und Gemeinden aktuell aufgrund der 

explodierenden Sozialkosten für den Kreis und den damit verbundenen Erhöhungen der 

Umlage, die er an die Kommunen weitergibt, kaum tragbar. Was heißt es in Zahlen? 
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Im Jahr 2022 hatten wir Ausgaben bei der Kreis- und Schulumlage noch in Höhe von 21,5 

Millionen Euro, im Jahr 2026 liegen wir dort bereits bei 30,3 Millionen Euro, also 9 Millionen 

Euro mehr wie vor 4 Jahren. 

 

Was schätzen Sie, wie viel Prozent beträgt die Kreis- und Schulumlage an unserem 

Gesamthaushalt 2026? 15, 20, 25, 30 Prozent? 36 Prozent der gesamten Aufwendungen sind 

Umlageverpflichtungen an Land/Bund und den Kreis Offenbach. Hier sind festgesetzte 

Beträge zu entrichten. Einsparungen sind an dieser Stelle nicht möglich.  

 

Die Entwicklungen der Einkommensteueranteile und des Kommunalen Finanzausgleichs 2026 

sind im Vergleich zu den prognostizierten Entwicklungen der Vorjahre rückläufig. Der 

Kommunale Finanzausgleich (KFA) wurde umfassend evaluiert. Aus dem KFA erhalten wir im 

Jahr 2026 rund 13,6 Millionen Euro. Die Einkommensteuer steigt im Plan nur leicht um 200.000 

Euro auf 19,6 Millionen Euro. 

 

Im Nachfolgenden möchte ich auf zwei weitere Erträge näher eingehen, die Gewerbe- und die 

Grundsteuer. 

 

Zur Grundsteuer, meine Damen und Herren. Bereits am 10.03.2025 wurde vom Magistrat, 

aufgrund der damaligen Erhöhung der Kreis- und Schulumlage und der zu erkennenden 

Mindererträge bei der Grundsteuer B, eine haushaltswirtschaftliche Sperre nach § 107 

Hessischer Gemeindeordnung in einer Gesamthöhe von 800 Tsd. Euro beschlossen. Diese 

wurde auch von der Verwaltung eingehalten. Aufgrund der haushaltswirtschaftlichen Sperre 

und Stellenbesetzungssperren konnten bei den Aufwendungen 2025 sogar insgesamt rund 2,8 

Mio. € eingespart werden. 

 

Wie Sie wissen und beschlossen hatten, wurde nach der Grundsteuerreform im Jahr 2025 der 

Hebesatz der Grundsteuer B auf 998 v. H. angehoben. Trotzdem konnte im Jahr 2025 der 

geplante Ansatz von 8,575 Mio. € nicht erreicht werden. 

 

Dies macht im Haushaltsjahr 2026 eine Anpassung des Hebesatzes auf 1.107 v. H. notwendig, 

um den geplanten Ansatz von 8,575 Mio. Euro zu erreichen. Sollte keinen weiteren 

Maßnahmen beschlossen werden und keine Soforthilfe seitens des Landes und Bundes uns 

erreichen, sind wir sogar gezwungen, den Hebesatz der Grundsteuer B auf 1.382 Punkte zu 

erhöhen, um die im Jahr 2027 und fortfolgenden Jahren Erträge von 10,7 Millionen Euro 

entspricht. Unabhängig dieser veränderten Hebesätze ist die Beschlusslage der geplanten 
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Grundsteuererträge durch die Stadtverordnetenversammlung im Rahmen des 

Doppelhaushaltes 2025/26 aus dem Februar bzw. Mai 2025. 

 

Meine Kritik gilt hier nochmals, wie bereits mit den Kreiskommunen in einer Presseerklärung 

aus dem Sommer 2025 beschrieben, an den Hebesatz-Empfehlungen des Landes. 

 

Im Rahmen der Grundsteuerreform hatte das Land Hessen im Juni 2024 Hebesätze 

veröffentlicht, die den Kommunen als Orientierung dienen sollten, um die Einnahmen auf dem 

bisherigen Niveau zu halten. Diese sollten eine sogenannte „aufkommensneutrale“ Umstellung 

gewährleisten. Doch genau diese Erwartung hat sich nach Ansicht der Bürgermeister und 

Kämmerer nicht erfüllt. Es wurde den Bürgern vorgegaukelt, es bleibt alles gleich, obwohl man 

dies zum damaligen Zeitpunkt noch nicht voraussagen konnte. Die Suppe auslöffeln dürfen, 

na erraten Sie es? Das Land oder der Bund? Nein, die Kommunen und damit alle 

Gremienmitglieder und Mitbürgerinnen und Mitbürger. 

 

Im Juni 2024 wurden vom Land Hessen die empfohlenen Hebesätze veröffentlicht, die eine 

Aufkommensneutralität gewährleisten sollten. Doch es waren noch nicht alle Datensätze 

erfasst und fehlerhafte Daten noch nicht identifiziert. Besonders problematisch: Auch 

steuerbefreite Objekte wie Friedhöfe, Kirchen oder Sportanlagen seien in die Berechnungen 

eingeflossen. Wir kritisieren nicht nur die fehlerhaften Berechnungen, sondern auch die 

mangelnde Unterstützung durch das Land. Wir haben auf die Unterstützung durch die 

hessische Finanzverwaltung gehofft, um diese Korrekturen gemeinsam zu tragen. Diese 

Hoffnung ist allerdings nach Schriftverkehren und Gespräche mit dem Finanzministerium 

enttäuscht worden. Insgesamt für den Kreis Offenbach sprechen wir von Fehlberechnungen 

für alle 13 Kommunen von nahezu 6 Millionen Euro. Ein Unding! 

 

Zur Grundsteuer gehört auch die Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftliche Betriebe. Hier 

schlägt der Magistrat ebenfalls vor, den Hebesatz anzupassen, um die im Haushalt 

eingeplanten 11.700 Euro zu erreichen, dann auf 888 Punkte. Bisher konnte man auch hier nur 

die Hälfte der Erträge erreichen. 

 

Kommen wir nun zur Gewerbesteuer, meine Damen und Herren. Wir haben einen bunten Mix 

aus Gewerbetreibenden, die jeder Krise bis Ende 2025 trotzen konnte, dieses Glück des 

Tüchtigen ist nun vorbei. Die aktuellen Kriege in der Welt und die wirtschaftlichen 

Entwicklungen treffen Obertshausen hart. Nach Jahren, in den wir die Planansätze immer um 

1 bis 2 Millionen Euro übertreffen konnten (zuletzt knapp 18 Millionen Euro in 2024) kam 2025 
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der Rückschlag. Nun planen wir mit einem Ansatz von 15 Millionen Euro, allerdings auch nur 

durch einen erhöhten Gewerbesteuersatz von 395 Punkten. Was waren die Gründe hierfür? 

Ausschlaggebend war zunächst die Erhöhung des Nivellierungssatzes (Durchschnittssatzes) 

der Gewerbesteuer von 372% auf 381% vom Land Hessen im Rahmen des KFA. Dadurch wurde 

der neue Satz als Berechnungsgrundlage rückwirkend für das 2. Halbjahr 2024/1. Halbjahr 

2025 festgesetzt. Im Rahmen der Haushaltsberatungen wurden aufgrund der aktuellen 

Entwicklungen und des für die Jahre 2026 und 2027 prognostizierten geringem Wachstums 

der Hebesatz von 395 Punkten vom Magistrat vorgeschlagen, um auch die Einnahmeausfälle 

weiter kompensieren zu können. Auch viele Kreiskommunen haben bereits gehandelt: 

Heusenstamm und Rödermark 400 Punkte, Neu-Isenburg 395 oder Dietzenbach 405. Auch hier 

dürfen die Kommunen wieder die Suppe auslöffeln und Steuern erhöhen – vielen Dank! 

 

Hierzu sagte der deutsche Politiker Ludwig Erhard einmal: „Wenn Steuern erhöht werden und 

öffentliche Infrastruktur verfällt, dann ist das bereits ein Teil der Zeche, die der Bürger dafür 

zahlt, dass wir jahrelang über unsere Verhältnisse gelebt haben und nach wie vor leben.“ 

 

Ein Blick auf andere Städte zeigt, wie ernst die Lage vieler Kommunen inzwischen ist. In 

zahlreichen Städten müssen Hebesätze für Grundsteuer und Gewerbesteuer massiv 

angehoben werden, um überhaupt noch genehmigungsfähige Haushalte aufstellen zu können. 

 

Ein Beispiel: In der Kreisstadt Hofheim am Taunus musste der Hebesatz der Grundsteuer B 

von 658 Punkten auf 1.545 Punkte erhöht werden, um den Haushalt stabilisieren zu können. 

Das zeigt deutlich: Die Herausforderungen sind kein Einzelfall. Sie betreffen die kommunale 

Familie insgesamt. 

 

Alle Zahlen und Fakten sowie Analysen erhalten Sie im Haushaltsplanentwurf sowie dem 

entsprechenden Vorbericht. 

 

Ich möchte auf einige Eckpunkte eingehen:  

 

- Im vorliegenden Haushaltsplan wurden Einsparungen bei den Personalkosten und den 

Sach- und Dienstleistungen vorgenommen. 

- Sach- und Dienstleistungen beinhalten aber auch Mieten, Versicherungen, Treibstoffe, 

Energiekosten und Leistungen, bei denen Kürzungen nicht möglich sind. Insgesamt 

muss die Handlungsfähigkeit der Stadt erhalten bleiben. 
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- Die Planung der Personalkosten von rund 24 Millionen Euro basiert auf den Ist-Zahlen 

2025 plus Tariflohnsteigerung, Leistungsentgelt und Mehraufwand für neue Stellen. 

- Im damaligen Doppelhaushalt 25/26 waren für 2026 noch 395 Stellen vorgesehen. Im 

jetzigen Stellenplan sind es 391 Stellen. Neue Stellen im Jahr 2026 sollen im 

Fachbereich 5 im Kita-Bereich (1 x EG S2) und im Fachbereich 6 in der Stadtplanung 

(1x EG 11, Beschlusslage der Stadtverordnetenversammlung) sowie zur Geräte- und 

Elektriküberprüfung (1x EG 6, dazu Einsparung in gleicher Höhe der Sach- und 

Dienstleistungen) 

- 40% der Personalkosten stammen aus den städtischen 

Kinderbetreuungseinrichtungen. Einsparungen sind dort nur schwer möglich. 

- Unstrittig sind in der Stadtverordnetenversammlung der Ausbau der Kinderbetreuung 

und Schulkindbetreuung und die damit verbundenen Erhöhungen der Zuschüsse, 

beispielsweise im Bereich der Kinderbetreuung für freie Träger. Die Aufwendungen für 

Zuweisungen steigen im Jahr 2026 um rd. 13% (+1,33 Mio. €) auf 11,8 Mio. € und im 

Jahr 2027 um rd. 7,5% (+0,88 Mio. €) auf 12,6 Mio. € an. 

- Eine kleine Einsparung soll die Erhöhung der Gebühren für die Grundschulbetreuung 

einbringen. Veranschlagt wurden im Jahr 2026: 65 Tsd. € und ab dem Jahr 2027 130 

Tsd. € Einsparung. 

 

Festzuhalten bleibt: Hier besteht nach wie vor ein strukturelles Problem der Unterfinanzierung. 

Das Konnexitätsprinzip wird von Bund und Land nicht eingehalten. 

 

Trotz aller widrigen Bedingungen wird in Obertshausen investiert. Doch zunächst sollen die 

vorgesehenen Investitions- und Haushaltsreste erstmal alle abgearbeitet werden. 

 

Wir haben deshalb teilweise Investitionen und gerade Investitionspauschalen gestrichen und 

hinausgeschoben, doch uns ist allen klar, dass der Sanierungs- und Investitionsstau in 

gewissen Bereichen nicht weiterwachsen darf, sondern gehandelt wird. Und hierfür gibt es 

klare und einstimmige Beschlüsse in der Stadtverordnetenversammlung hierzu. 

 

Was bleibt Positives im investiven Bereich? Der Finanzierungsbedarf für Investitionen ist im 

Finanzhaushalt im Jahr 2026 mit 0 € ausgewiesen. Die Höhe der geplanten Investitionen im 

Jahr 2026 beträgt 11,56 Mio. €. 

Die Gegenfinanzierung erfolgt mit geplanten Einzahlungen aus Investitionstätigkeit in Höhe 

von 17,85 Mio. €. 
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Darin enthalten ist die avisierte Zahlung in Höhe von 8,3 Mio. € vom Land aus dem 

Sofortprogramm für Infrastruktur und Klimaneutralität sowie Einzahlungen aus geplanten 

Grundstücksverkäufen in Höhe von 9 Mio. €, die zur Finanzierung des Rathausneubaus 

beitragen sollen. Dies bedeutet insgesamt im Jahr 2026 eine Nettoneuverschuldung 

(Nettokreditaufnahme) für Investitionskredite von 0 €. Ein Dank gilt hier an den Bund, allerdings 

wird uns dieses Programm nur kurzzeitig helfen. 

 

Es handelt sich um einen Entwurf, der an Sie bzw. in wenigen Wochen an den neuen Magistrat 

und die neue Stadtverordnetenversammlung zur weiteren Beratung weitergegeben wird und 

am 18. Juni 2026 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossen werden soll. Wir 

haben nun drei Monate Zeit diesen Haushalt intensiv zu beraten, ein 

Haushaltssicherungskonzept aufzustellen und die Haushaltskonsolidierung weiter aktiv 

voranzutreiben. 

 

Ein erster Einstieg wird bereits am kommenden Donnerstag, den 26. März, sein. Hier laden wir 

alle Gremienmitglieder zu einer Videokonferenz ein. Zusammen mit Frau Susanne Christ gibt 

es für Sie die freiwillige Möglichkeit, den Haushaltsplanentwurf in Kurzfassung vorgestellt zu 

bekommen. 

 

Mein Dank gilt der Fachbereichsleiterin Finanzen, Frau Susanne Christ, ihrer Stellvertreterin 

Frau Bettina Pinto sowie den weiteren Mitarbeitern der Finanzabteilung, hier besonders Herrn 

Marius Hesse, für die Erstellung des Haushaltsentwurfs. Zudem danke ich Herrn Ersten 

Stadtrat Michael Möser und allen ehrenamtlichen Stadträten für die vertrauensvolle 

Zusammenarbeit. Sowie Ihnen, werte Stadtverordnete, für die Geschlossenheit und das sehr 

gute Zusammenwirken. 

 

Mir ist wichtig, eines klar zu sagen: Dieser Haushalt ist ein Ergebnis intensiver Arbeit. Im 

Magistrat, in der Verwaltung sowie weiteren internen Runden in den vergangenen Monaten 

offen, kritisch und verantwortungsvoll diskutiert. 

 

Ob der eingebrachte Gesamthaushalt 2026 in dieser Form genehmigungsfähig ist, bleibt 

abzuwarten, wie das wohl schlechte Jahresergebnis 2025 von der Kommunalaufsicht 

gewertet wird. So oder so ist es daher ein zentrales Ziel der Haushaltsberatungen, ein finanziell 

tragfähiges zur strukturellen Konsolidierung aufzustellen. 
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Erste Potenziale für ein Haushaltssicherungsmaßnahmen hatten wir im Magistrat bereits 

vorgestellt und stehen am nächsten Montag zur erneuten Beratung. Der alte und / oder neue 

Magistrat wird ein Haushaltssicherungskonzept einbringen müssen. 

 

In den weiteren Beratungen gilt es nun, diese – und jederzeit neue Vorschläge - zu diskutieren, 

zu präzisieren und dann Entscheidungen zu treffen, ob diese oder jene Maßnahme umgesetzt 

werden soll. Für die kommenden Jahre muss es das Ziel sein, ein langfristiges 

Entwicklungskonzept zu erstellen, dass alle städtischen Aufgaben und Leistungen überprüft 

und ggf. reduziert oder einstellt. Es geht um Personal, aber auch um unsere Gremienarbeit, um 

Mieten, um die freiwilligen Leistungen im Bereich Sport, Kultur und Bildung sowie Soziales, um 

unsere öffentliche Infrastruktur sowie öffentlichen Einrichtungen. Alles kommt auf dem 

Prüfstand. Die Einsparmöglichkeiten der Städte selbst seien ausgeschöpft, betonte Jung. 

Doch eines ist schon jetzt klar: Deutschlands Kommunen haben ein strukturelles Defizit. Selbst 

wenn wir alle freiwilligen Leistungen, die ganzen Kulturausgaben und die Sportförderung 

einsparen würden, reicht das nicht aus, um dieses Defizit auszugleichen. 

 

Unabhängig vom Wahlergebnis vor wenigen Tagen gilt schon heute: Die Herausforderungen, 

vor denen wir stehen, lassen sich nicht im Alleingang bewältigen. Sie lassen sich nicht entlang 

von Fraktionsgrenzen lösen. Sie lassen sich wie in den vergangenen Jahren nur gemeinsam 

lösen – mit Offenheit, und der Bereitschaft, Verantwortung zu teilen. 

 

Ich möchte, wie Sie alle nicht, dass sich unsere Gesellschaft weiter spaltet und die Gräben 

tiefer werden. 

 

Wenn wir gemeinsam weiter an einem Strang in die gleiche Richtung ziehen, bin ich sicher, 

dass wir erneut Lösungen für die Herausforderungen unserer Zeit finden werden. 

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche allen, die hier in der kommenden 

Wahlperiode weitermachen dürfen und werden, eine ergebnisorientierte und faire Beratung 

und möchte mich zum Abschluss nochmals bei Ihnen allen bedanken. Sie waren ein 

herausragender, verantwortungsbewusster und entscheidungsfreudiger Magistrat sowie eine 

faire, ausgezeichnete, kluge sowie sehr aktive Stadtverordnetenversammlung. Danke an alle 

Gremienmitglieder für Ihren Mut und Ihr Handeln! 

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 


